
Bei Trump
liegen die
Nerven blank

New York. Seitdem Agenten der
Bundeskriminalpolizei FBI Ende
April eine Razzia in derWohnung
seines privaten Anwalts Rudy Gi-
uliani durchführten, liegen bei
dem ehemaligen US-Präsidenten
Donald Trump die Nerven blank.
Mit der Einberufung einer Ge-
schworenenkammer, die ent-
scheiden soll, ob Mitarbeiter der
„Trump Organization“ oder gar
der frühere Präsident selbst straf-
rechtlich verfolgt werden sollen,
haben die Ermittlungen gegen
Trump eine neue Dimension an-
genommen.

Die Meldung darüber, dass Cy-
rus Vance, der NewYorker Staats-
anwalt für Manhattan, eine
„Grand Jury“ eingebunden hat,
um sich des Falles anzunehmen,
soll US-Medien zufolge Trump
wie ein Keulenschlag getroffen
haben. In seinem neuen Blog wet-
terte er gegen die „Fortsetzung
der größten Hexenjagd in der
amerikanischen Geschichte“ und
sprach von „einer Beleidigung
meiner 75 Millionen Wähler“.

Die Nervosität könnte berech-
tigt sein. Schließlich arbeiten sein
ehemaliger Anwalt Michael Co-
hen ebenso wie andere ehemali-
ge Vertraute mit der Staatsanwalt-
schaft zusammen. Zuletzt kehrte
ihm auch sein langjähriger Bera-
ter Allen Weisselberg den Rü-
cken. Zudem plaudert dessen frü-
here Schwiegertochter in Nach-
richtensendungen munter über
schattige Geschäfte, die Trump
mitWeisselberg inszeniert haben
sollen. Auch Vance hat einen
Trumpf: Seit fast zwei Jahren ist
er im Besitz von Trumps Steuer-
erklärungen, die dieser um keinen
Preis veröffentlichen wollte.

Einen weiteren Rückschlag er-
litt Trump, als Vance und Letitia
James, dessen Pendant für den
Bundesstaat New York, ihre Res-
sourcen bündelten. Die Ermitt-
lungen konzentrieren sich auf
drei Punkte: Dazu zählen mögli-
che Schweigegeld-Zahlungen an
Stormy Daniels und andere Lieb-
haberinnen von Trump ebenso
wie Kreditbetrug. Angeblich sol-
lenMitarbeiter seines Imperiums
Vermögenswerte übertrieben ha-
ben, um Milliardenkredite zu er-
halten. Auch wird der Frage nach-
gegangen, ob Familienmitglieder
wie Tochter Ivanka als bezahlte
Mitarbeiter angegeben wurden,
um die Steuerlast zu verringern –
im Klartext also Steuerbetrug.

Peter DeThier

USA Die Ermittlungen
gegen den Ex-Präsidenten
nehmen Fahrt auf. Es geht
auch um den Verdacht auf
Steuerbetrug.

Donald Trump: Seine Vergangen-
heit droht ihn einzuholen.
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Brüssel. Rassistisch und rechtsex-
trem, eine Bedrohung für alle, die
sie als ihre Gegner betrachten –
so charakterisiert das Europapar-
lament in seinem jüngsten Tür-
kei-Bericht die rechtsextreme Ül-
kücü-Bewegung, die berüchtigten
„Grauen Wölfe“. Mit der am
19. Mai verabschiedeten Resolu-
tion fordert das Parlament die EU
und ihre Mitgliedsstaaten auf,
eine Einstufung der „GrauenWöl-
fe“ als Terrororganisation und da-
mit ihr Verbot zu prüfen.

Mitglieder der ultra-nationalis-
tischen Organisation, die sich
selbst als „Idealisten“ (Ülkücüler)

bezeichnen, wurden in den bür-
gerkriegsähnlichen Unruhen in
der Türkei während der 1970er
Jahre für hunderte politische
Morde verantwortlich gemacht.
Ihre bedeutendste Dachorganisa-
tion in Deutschland ist die Föde-
ration der Türkisch-Demokrati-
schen Idealistenvereine
(ADÜTDF). Der Verfassungs-
schutz, der die Bewegung beob-
achtet, geht von rund 11 000 Mit-
gliedern aus. Andere sprechen
von über 18 000 Mitgliedern. Da-
mit wären die „GrauenWölfe“ die
größte rechtsextreme Organisa-
tion in Deutschland.

Eine Einstufung als Terroror-
ganisation könnte neue Spannun-
gen mit der Regierung in Ankara
heraufbeschwören. Denn die po-
litische Heimat der „GrauenWöl-
fe“ ist die rechtsextreme Partei
MHP, mit der Staatschef Recep
Tayyip Erdogan seit 2018 in einer
Koalition regiert.

Wichtiger Partner für Erdogan
Ohne die 48 MHP-Abgeordneten
hätte Erdogan im Parlament kei-
neMehrheit, und ohne die Unter-
stützung der „Grauen Wölfe“ hat
er bei den spätestens 2023 fälli-
gen Präsidentenwahlen keine

Chance. Erdogans Pakt mit der
MHP hat dazu geführt, dass sich
nationalistische und islamistische
Lobbyorganisationen der Türkei
im Ausland einander annähern.
So gibt es eine wachsende perso-
nelle Verflechtung der „Grauen
Wölfe“ mit der Union Internatio-
naler Demokraten (UID), dem
Auslandsableger der Erdo-
gan-Partei AKP. Im April beorder-
te Erdogan Spitzenvertreter der
ihm nahestehenden deutsch-tür-
kischen Organisationen wie der
UID, der islamischen Gemein-
schaft Milli Görüs und des Reli-
gionsverbandes Ditib nach Anka-

ra. Mit dabei war der Deutsch-
land-Chef der „Grauen Wölfe“.
Sie hätten darüber beraten, wie
der Einfluss auf die türkische Ge-
meinde in Deutschland gestärkt
werden kann, berichten Insider.

Auch Außenminister Mevlüt
Cavusoglu gab sich in Deutsch-
land als Anhänger der „Grauen
Wölfe“ zu erkennen. Bei einem
Besuch im März 2017 zeigte er
denWolfsgruß. Dabei werden die
beiden Mittelfinger auf den Dau-
men gelegt, der Zeige- und klei-
ne Finger abgespreizt. So entsteht
die stilisierte Silhouette eines
Wolfskopfes. Gerd Höhler

„GraueWölfe“: EU-Parlament fordertVerbot
Sicherheit Einstufung der Gruppe als Terror-Organisation könnte Verhältnis zur Türkei belasten.

Afghanistan
Entwicklungshilfe
will bleiben
Kabul/Berlin. Auch nach dem Ab-
zug der internationalen Truppen
aus Afghanistan will die Deutsche
Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) ihre Ar-
beit fortsetzen. „Die GIZ ist in der
Lage, auch unter erschwerten
Bedingungen in Afghanistan zu
arbeiten“, sagte eine Sprecherin.
Die staatliche Entwicklungshilfs-
organisation hat in Afghanistan 25
Projekte, arbeitet dort aber auch
in Ministerien. Insgesamt sind in
dem Krisenland etwa 1100 Men-
schen für die GIZ tätig. dpa

Pflegelöhne
Heil will Erhöhung
durchboxen
Berlin. Im Streit um höhere Pfle-
gelöhne hat Bundesarbeitsminis-
ter Hubertus Heil (SPD) Tempo
angemahnt. „Ich erwarte, dass wir
gemeinsam in der Koalition da zu
Lösungen kommen – und zwar
noch in dieser Legislaturperio-
de“, sagte er. „Dafür haben wir
noch zwei Sitzungswochen des
Deutschen Bundestages. Die Zeit
wird knapp, aber es muss kom-
men.“ Danach folgen die parla-
mentarische Sommerpause, der
Bundestagswahlkampf und das
Ende der Legislaturperiode. dpa
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Bollwerk gegen die Rationalität
Als die sterblichen Überreste von
Papst Pius IX. vom Petersdom in die
Kirche San Lorenzo fuori le Mura ver-
legt werden, ergießt sich ein Schwall
von Schimpfworten über den Trauer-
zug. Pius IX. galt als Gegner des mo-
dernen Italien. Die Staatsgründung,
die mit dem Verlust des Kirchenstaats
einherging, lehnte er ab. Den mit der
Aufklärung zunehmendem Schwund
kirchlicher Autorität erlebte er als
„schrecklichen Krieg gegen die Kir-
che“, den es mit allen Mitteln zu ge-
winnen galt. Auch der Verteufelung
von Meinungs-, Presse- und Gewis-
sensfreiheit.

Heute ist Pius IX. vor allem wegen der
Einführung der Dogmen der Unbe-
fleckten Empfängnis Mariens und der
Unfehlbarkeit des Papstes bekannt.
Der Kirchenhistoriker Hubert Wolf be-
leuchtet in seiner Biographie die Ent-
wicklung des Papstes. Pius setzte sei-
ne Dogmen als Bollwerke gegen Ent-
scheidungen ein, die auf Rationalität
und nicht auf dem Glauben beruhten.
Packend fächert die Biographie das
Panorama einer politischen und theo-
logischen Vielfalt in der katholischen
Kirche auf. Der laut Rom-Historiker
Ferdinand Gregorovius „weichherzige
Romantiker“ hätte wegen seiner Epi-

lepsie nach den damaligen Regeln gar
nicht zum Priester geweiht werden
dürfen. Doch seine Verteufelung mo-
derner Freiheiten wird von Konservati-
ven wie Kurienkardinal Walter Brand-
müller bis in diese Tage geschätzt.

Bettina Gabbe

HubertWolf, Der Un-
fehlbare. Pius IX. und
die Erfindung des Ka-
tholizismus im 19.
Jahrhundert, C.H.
Beck Verlag, 432 Sei-
ten, 28, Euro

Namibia
Präsident Geingob
positiv getestet
Windhuk. Der Präsident von Na-
mibia, Hage Geingob, ist positiv
auf das Coronavirus getestet wor-
den. Das teilte das Präsidialamt
am Donnerstag über den Kurz-
nachrichtendienst Twitter mit.
Zusammen mit seiner Frau, die
ebenfalls infiziert ist, befindet
sich der 79-Jährige nun in Isola-
tion. Unklar ist, ob die Infektion
Auswirkungen auf das unter-
schriftsreife Abkommen zur Auf-
arbeitung der deutschen Koloni-
alzeit zwischen der Bundesrepu-
blik und dem Land hat. dpa

N ach mehrmonatigem
Probebetrieb ist das
Stromkabel „Nordlink“,
das Deutschland und

Norwegen verbindet, am Don-
nerstag offiziell von Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) und
Premierministerin Erna Solberg
eingeweiht worden. Das Kabel
wird als „Meilenstein der Ener-
giewende“ gefeiert. Die wichtigs-
ten Fragen und Antworten.

Warum istNordlinknotwendig?Um
seinen Beitrag im Kampf gegen
die Erderwärmung zu leisten,
strebt Deutschland langfristig
eine Stromversorgung über er-
neuerbare Energie an. Wind- und
Solarstrom haben allerdings den
Nachteil, nicht zu jeder Zeit zur
Verfügung zu stehen. Um diesen
Nachteil auszugleichen, benötigt
es Energiespeicher wie Pump-
speicherkraftwerke, Batterien
oder Wasserstoff. Nordlink ver-
bindet nun erstmals den norwe-
gischen mit dem deutschen
Strommarkt, wodurch Deutsch-
land Zugang zu den Pumpspei-
cherkraftwerken Norwegens hat,
das sich fast komplett mit Was-
serkraft versorgt. Die Idee: Hat
Norwegen überschüssigen Strom
zur Verfügung, etwa während der
Schneeschmelze, kann es diesen
nach Deutschland leiten, anders-
rum kann überschüssiger deut-
scherWindstrom nach Norwegen
übertragen und dort gespeichert
werden.

Kann Deutschland sich mit norwe-
gischer Wasserkraft versorgen?
Nein, zu viel Euphorie ist unan-
gebracht. Tim Meyerjürgens,
Chef des Netzbetreibers Tennet,
verglich die Leistung des Kabels
mit der eines Atomkraftwerks.
Bei Nordlink handelt es sich eher
um einen Puffer, der zur Versor-
gungssicherheit beiträgt. Weil die
innerdeutschen Stromtrassen zu-
dem nicht fertiggestellt sind, ver-
bindet es zunächst im Grunde nur
den ohnehin ökostromreichen
Norden Deutschlands mit dem
skandinavischen Nachbar, nicht
aber den industrie- und bevölke-
rungsreichen Süden und Westen
der Republik. Dabei wären diese
Regionen aufgrund des nahenden
Atomausstiegs noch viel stärker

auf neue Ökostromquellen ange-
wiesen.

Wann sind die Stromtrassen fertig?
Vier große „Stromautobahnen“
sind in der Planung. „Südlink“
von Schleswig-Holstein nach Ba-
den-Württemberg soll Nordlink
direkt mit dem Südwesten verbin-
den. „Südostlink“ verbindet Sach-
sen-Anhalt mit Bayern, „Ultranet“
führt von Niedersachsen nach Ba-
den-Württemberg und der
„B-Korridor“ von Schleswig-Hols-
tein nach Nordrhein-Westfalen.
Von den insgesamt 7700 Kilome-
tern an Leitungen sind bisher je-
doch nur 730 fertiggestellt. Süd-
link etwa hätte als „Hauptschlag-
ader“ der Energiewende schon
2022 fertig sein sollen, pünktlich
zur Abschaltung des letzten
Atomkraftwerks. Aufgrund zahl-
reicher Klagen von Bürgerinitia-
tiven und Umweltverbänden ver-

zögerte sich der Bau jedoch im-
mer wieder. Um auf die Bürger
zuzugehen, wurden anstelle von
überirdischen Leitungen Erdka-

bel verlegt, weswegen nun offizi-
ell spätestens 2026 mit der Fer-
tigstellung gerechnet wird.

Es zeichnen sich aber, wohl
auch wegen der Pandemie, erneut
Verzögerungen ab. Jochen Ho-
mann, Chef der zuständigen Bun-
desnetzagentur (BNetzA), sagte
erst diese Woche, es könnte 2028
werden. Zudem rechnen sowohl
die Bundesregierung als auch die
BNetzA, dass mit dem neuen, ehr-
geizigeren Klimaziel zusätzliche
Kapazitäten für den Stromtrans-
port entstehen müssen. Auch
Kanzlerin Merkel mahnte mehr
Tempo beim Ausbau der Strom-
netze an. Nordlink alleine löse
Deutschlands Energieprobleme
nicht. Nordlink könne seine gan-
ze Kraft erst entfalten. wenn der
Norden besser mit Süddeutsch-
land verbunden sei. Beim Lei-
tungsausbau werde man deswe-
gen „noch einmal über Beschleu-

nigungen nachdenken müssen“.
Merkel regte an, Klagewege ein-
zuschränken und die Bevölkerung
schneller mit einzubeziehen.

WashabenVerbraucher davon? Bei
Tennet heißt es, sie würden von
dem Kabel preislich profitieren,
wenn günstige Wasserkraft im-
portiert werde.Wirtschaftsminis-
ter Peter Altmaier (CDU) sieht
dies aber erst als langfristigen Ef-
fekt: „Die Energiewende wird ins-
gesamt günstiger und preiswer-
ter für den Verbraucher, wenn sie
europäisch ist“. Er wirbt vor al-
lem für die Versorgungssicher-
heit, die mit dem deutsch-norwe-
gischen Konnex für die Kunden
beider Länder einhergeht. So ist
die Idee zu dem Kabel auch des-
wegen entstanden, weil es in der
Vergangenheit in Trockenzeiten
kritische Situationen in der nor-
wegischen Stromversorgung gab.

Norwegenwird zur grünenBatterie
Energiewende Ein Seekabel zwischen Deutschland und Skandinavien soll die Strommärkte miteinander verbinden.
Der deutsche Netzausbau kann allerdings nicht mithalten und droht sich weiter zu verzögern. Von Igor Steinle

Der Nordlink, die Stromleitung zwischen Norwegen und Deutschland, ist nun offiziell eröffnet. Aufgrund der Pandemie trafen sich Premiermi-
nisterin Erna Solberg und Kanzlerin Angela Merkel nur virtuell. Foto: Gorm Kallestad/NTB/afp

Erneuerbare Energie
durch die Nordsee
Das 632 Kilometer lange Stromka-
bel Nordlink verläuft vom norwegi-
schen Tonstad aus durch norwegi-
sche, dänische und deutsche Gewäs-
ser am Grund der Nordsee bis nach
Wilster in Schleswig-Holstein. Die Ka-
pazität des Kabels wird mit 1400 Me-
gawatt angegeben. Damit können laut
Netzbetreiber Tennet mehr als 3,6 Mil-
lionen Haushalte mit Strom versorgt
werden. Die Bauarbeiten für das ge-
meinsame, zwei Milliarden Euro teure
Projekt der Unternehmen Tennet,
Startnett und der Förderbank KfW
hatten 2016 begonnen. dpa
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